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Einleitung 
Mit der EU-Umgebungslärmrichtlinie wurde erstmals ein 
gemeinsames europäisches Konzept zum Lärmschutz in 
Europa umgesetzt. Ziel der Richtlinie ist es, die 
Lärmsituation in Europa nach einheitlichen Kriterien zu 
erfassen und durch die Aufstellung von Lärmaktionsplänen 
zu verbessern. Hierzu sollen Lärmminderungsmaßnahmen 
auf nationaler, regionaler und kommunaler Ebene konzipiert 
und umgesetzt werden. Dabei ist die Öffentlichkeit aktiv zu 
beteiligen. Die EU-Richtlinie sieht hierfür ein stufenweises 
Vorgehen vor: In einer ersten Stufe waren zunächst nur stark 
genutzte Hauptverkehrsstraßen, Haupteisenbahnstrecken und 
verschiedene Großflughäfen sowie große Ballungsräume zu 
berücksichtigen. Seit 2012 sind nunmehr die Lärm-
belastungen für alle Ballungsräume und an sämtlichen 
Hauptverkehrswegen in Europa zu ermitteln. 

Abbildung 1: Darstellung der zu kartierenden 
Hauptverkehrsstraßen, Haupteisenbahnstrecken und 
Großflughäfen in der zweiten Stufe der EU-
Umgebungslärmrichtlinie 

Kartierungsumfang 
Lärmkarten mussten bis zum 30. Juni 2012 erstellt werden 
für 

- Ballungsräume mit mehr als 100.000 Einwohnern, 

- Hauptverkehrsstraßen mit einem Verkehrsauf-
kommen von mehr als 3 Millionen (Mio.) Kraft-
fahrzeugen pro Jahr, 

- Haupteisenbahnstrecken mit einem Verkehrsauf-
kommen von mehr als 30.000 Zügen pro Jahr und 

- Großflughäfen mit einem Verkehrsaufkommen von 
mehr als 50.000 Bewegungen pro Jahr. 

In Deutschland betrifft dies 71 Ballungsräume mit rund 24,5 
Mio. Einwohnern, 44.000 Kilometer (km) Hauptverkehrs-
straßen, 13.700 km Haupteisenbahnstrecken und alle elf 
Großflughäfen (Abbildung 1). 

Ergebnisse der Lärmkartierung 
Die Lärmkartierung zeigt, dass in Deutschland weite Teile 
der Bevölkerung hohen Lärmbelastungen ausgesetzt sind 
(Tabelle 1). So sind allein in den 71 Ballungsräumen rund 
5,9 Millionen Bürgerinnen und Bürger von Straßen-
verkehrslärm mit LDEN-Pegeln größer 55 dB(A) betroffen. 

Tabelle 1: Belastung der Bevölkerung durch Umgebungs-
lärm in Deutschland entlang von Hauptverkehrswegen und 
in Ballungsräumen nach Umgebungslärmrichtlinie [1] 

 LDEN  
> 55 dB(A) 

LNight  
> 50 dB(A) 

Straßenverkehrslärm 10.179.100 5.935.600 

Schienenverkehrslärm 8.187.300 6.543.000 

Flugverkehrslärm 791.000 211.400 

Die Länderinitiative Kernindikatoren (LIKI) hat auf der 
Basis der Ergebnisse der Lärmkartierung den prozentualen 
Anteil der lärmbelasteten Bevölkerung für die einzelnen 
Bundesländer ermittelt [2]. Beim LIKI-Indikator „C2 -
Lärmbelastung“ wird der Anteil der Bevölkerung mit 
Lärmbelastungen oberhalb der gesundheitlichen Schwellen-
werte von LDEN = 65 dB(A) und LNight = 55 dB(A) 
berücksichtigt. Bei Dauerbelastungen oberhalb dieser Werte 
besteht ein signifikant höheres gesundheitliches Risiko für 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Bluthochdruck und weiteren 
Erkrankungen. 

In Abbildung 2 und 3 wird deutlich, dass die Lärmbelastung 
in den einzelnen Bundesländern unterschiedlich verteilt ist. 
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Abbildung 2: Anteil Lärmbetroffener von 
LDEN > 65 dB(A) an der Gesamtbevölkerung 

 
Insbesondere in den Stadtstaaten und in den Bundesländern 
mit einer hohen Bevölkerungsdichte und umfangreicher 
Verkehrsinfrastruktur, sind große Teile der Bevölkerung 
hohen Lärmbelastungen ausgesetzt. 

Stand der Lärmaktionsplanung in Deutschland 
Zur Verminderung dieser Lärmbelastungen und zum Schutz 
ruhiger Gebiete sind durch die zuständigen Behörden, unter 
Mitwirkung der Öffentlichkeit, Lärmaktionspläne zu 
erarbeiten. 

Die Lärmkartierung in Deutschland umfasst ein Gebiet, in 
dem rund 6.100 Gemeinden liegen, von denen in ca. 5.500 
Kommunen Bürgerinnen und Bürger einer beträchtlichen 
Lärmbelastung ausgesetzt sind.  

Über die Ergebnisse der Lärmkartierung ist die 
Öffentlichkeit zu informieren. Darüber hinaus ist von den 
zuständigen Behörden die Aufstellung eines 
Lärmaktionsplans zur Regelung von Lärmproblemen und 
-auswirkungen zu prüfen. Die Öffentlichkeit muss zu 
Vorschlägen für Aktionspläne gehört werden und die 
Möglichkeit erhalten, rechtzeitig und effektiv an der 
Ausarbeitung und der Überprüfung mitzuwirken.  

Abbildung 3: Anteil Lärmbetroffener von 
LNight > 55 dB(A) an der Gesamtbevölkerung 

 
Dieser Prozess ist entsprechend zu dokumentieren und von 
den Mitgliedsstaaten an die Europäische Kommission zu 
berichten. Das Umweltbundesamt ist benannte Stelle 
entsprechend § 47 c (6) und § 47 d (7) BImSchG und 
bereitet die Datenberichterstattung der Bundesregierung zur 
Lärmkartierung und Lärmaktionsplanung vor. 

Am 18.01.2015, also 18 Monate nach dem offiziellen 
Termin zum Abschluss der Lärmaktionsplanung, lagen dem 
Umweltbundesamt von ca. 1.900 Gemeinden Meldungen 
über den Stand der Planungen vor. Diese Meldungen 
umfassen sowohl Entwürfe als auch fertig verabschiedete 
Lärmaktionspläne, sowie Informationen über noch laufende 
Prüfungen zur Notwendigkeit einer Lärmaktionsplanung. 
Darüber hinaus sind auch Prüfungen zu dokumentieren, die 
im Ergebnis zu keinem Lärmaktionsplan führen. 

Bei den ca. 1.900 Meldungen zur Lärmaktionsplanung 
handelt es sich um 

- ca. 800 Meldungen, die im Ergebnis zu einer 
Nichtaufstellung eines Lärmaktionsplanung führen, 

- ca. 100 Meldungen, die das Erfordernis noch 
prüfen, 

- ca. 450 Lärmaktionspläne im Entwurf und 

- ca. 550 abgeschlossene Lärmaktionspläne. 
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Der Anteil der Gemeinden mit einer Meldung zum Stand der 
Lärmaktionsplanung an den lärmkartierten Gemeinden ist in 
den einzelnen Bundesländern sehr unterschiedlich. Er liegt 
im bundesweiten Durchschnitt bei einem Drittel und 
schwankt bei den Flächenländern zwischen ca. 5 % und 
80 % (Abbildung 4). 

Abbildung 4: Anteil der Gemeinden mit Mitteilung zur 
Lärmaktionsplanung an den kartierten Gemeinden pro 
Bundesland 

 
Mögliche Ursachen für diese große Bandbreite bei der 
Umsetzung der Lärmaktionsplanung können sein: 

Struktur des Bundeslandes 
Stadtstaaten haben bspw. aufgrund ihrer vertikalen 
Verwaltungsstruktur andere Voraussetzungen als Flächen-
staaten bei der Aufstellung von Lärmaktionsplänen. 

Länderspezifische Zuständigkeitsregelungen zur Lärm-
aktionsplanung 
Die allgemeinen Regelungen des § 47 e BImSchG sind in 
den einzelnen Bundesländern unterschiedlich umgesetzt 
worden. In der Regel sind die Gemeinden für die 
Lärmaktionsplanung zuständig. Es bestehen jedoch auch 
andere Regelungen. Beispielsweise sind in Hessen die 
Regierungspräsidien für die Lärmaktionsplanung zuständig. 

Unterschiedliche Auslösewerte zur Lärmaktionsplanung 
und verschiedene Bindungswirkung dieser Werte 
Lärmaktionspläne sind zur Regelung von Lärmproblemen 
und -auswirkungen aufzustellen. Eine Konkretisierung dieser 
Anforderung ist weder in der EU-Umgebungslärmrichtlinie 
noch in der nationalen Umsetzung enthalten. Die 
Bundesländer haben daher ihren zuständigen Behörden 
unterschiedliche Auslösekriterien für eine 
Lärmaktionsplanung vorgegeben. Auch die Verbindlichkeit 
dieser Vorgaben (Hinweis, Empfehlung, Erlass o.ä.) ist in 
den Bundesländern verschieden geregelt. 

Unterstützung der Gemeinden durch die Bundesländer 
bei der Lärmaktionsplanung 
Die Bundesländer unterstützen die Gemeinden in 
unterschiedlicher Art und Weise bei der 
Lärmaktionsplanung. Neben der Durchführung von 
Informationsveranstaltungen und der Erstellung zahlreicher 
Arbeitsmaterialien (Leitfäden, Sammlung guter Beispiele 
etc.) scheint eine zentrale, netzbasierte Bereitstellung und 
Verwaltung eines Musteraktionsplans die Gemeinden bei der 
Datenberichterstattung zu entlasten. 

Ausblick 
Die Europäische Kommission analysiert derzeit die 
Lärmaktionsplanung der Mitgliedstaaten. Die Arbeiten 
dienen als Grundlage für die Erstellung eines 
Durchführungsberichts für das Europäische Parlament und 
den Rat nach Artikel 11 der Umgebungslärmrichtlinie. Erste 
Ergebnisse sind bereits in der Publikation „Noise in Europe 
2014“ der Europäischen Umweltagentur [3] enthalten. Ob 
und ggf. in welcher Weise das Instrument der 
Lärmaktionsplanung fortgeschrieben werden soll, wird die 
Europäische Kommission nach Vorlage des Berichts 
gemeinsam mit den Mitgliedstaaten entscheiden. 
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